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A u ß e n l a n d u n g e n  u n d  A u ß e n a b f l ü g e  

§ 9. (1) Zum Abflug und zur Landung von Luftfahrzeugen dürfen, soweit nicht in den Abs. 2 bis 4 
und in § 10 etwas anderes bestimmt ist, nur Flugplätze (§ 58) benützt werden. 

(2) Abflüge und Landungen außerhalb eines Flugplatzes (Außenabflüge und Außenlandungen) 
dürfen, soweit es sich um Zivilluftfahrzeuge handelt, nur mit Bewilligung des Landeshauptmannes 
durchgeführt werden. Der Antrag auf Bewilligung von Außenabflügen und Außenlandungen ist vom 
Halter oder verantwortlichen Piloten des Zivilluftfahrzeuges einzubringen. Die Bewilligung ist zu 
erteilen, wenn öffentliche Interessen nicht entgegenstehen oder ein am Außenabflug oder an der 
Außenlandung bestehendes öffentliches Interesse ein allenfalls entgegenstehendes öffentliches Interesse 
überwiegt. Die Bewilligung ist befristet und, insoweit dies zur Wahrung der öffentlichen Interessen 
erforderlich ist, mit Bedingungen und Auflagen zu erteilen. Sie ist unverzüglich zu widerrufen, wenn eine 
der Voraussetzungen, die zu ihrer Erteilung geführt haben, nicht oder nicht mehr vorliegt oder gegen 
Auflagen verstoßen wurde. 

(2a) Ist es aufgrund des geplanten Einsatzes der Zivilluftfahrzeuge nicht möglich, die für die 
Außenabflüge oder Außenlandungen vorgesehenen Flächen im Antrag auf Bewilligung von 
Außenabflügen und Außenlandungen anzugeben, ist die Erteilung einer allgemeinen Bewilligung 
zulässig, wenn durch die Vorschreibung von Auflagen und Bedingungen sichergestellt werden kann, dass 
den Außenabflügen oder Außenlandungen keine öffentlichen Interessen entgegenstehen. Die übrigen 
Bestimmungen gemäß Abs. 2 bleiben unberührt. 

(3) Außenabflüge und Außenlandungen von Militärluftfahrzeugen sind zulässig, wenn öffentliche 
Interessen, die das Interesse am Außenabflug beziehungsweise an der Außenlandung überwiegen, nicht 
entgegenstehen. 

(4) Wenn es sich um die Benützung einer Landfläche handelt, ist die Außenlandung oder der 
Außenabflug gemäß Abs. 2 oder 3 außerdem nur zulässig, wenn der über das Grundstück 
Verfügungsberechtigte mit der Benützung einverstanden ist. 

(5) Für Fallschirmabsprünge außerhalb von Flugplätzen über dicht besiedeltem Gebiet (Z 18 des 
Anhanges I der Verordnung (EU) Nr. 965/2012 zur Festlegung technischer Vorschriften und von 
Verwaltungsverfahren in Bezug auf den Flugbetrieb gemäß der Verordnung (EG) Nr. 216/2008, ABl. 
Nr. L 296 vom 25.10.2012 S. 1, in der Fassung der Verordnung (EU) 2015/2338, ABl. Nr. L 330 vom 
16.12.2015 S. 1) gelten die Bestimmungen der Abs. 2 bis 4. 

(6) Die Bestimmungen des Abs. 1 bis 4 gelten sinngemäß auch für die Fortbewegung mit eigener 
Kraft von Luftfahrzeugen am Boden. 


